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Dämmen – was wird gefördert,
was gefordert
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Monopol endet
Das Schornsteinfeger-Monopol en-
det in Deutschland am 31.12.2012. 
Zuständigkeiten bleiben aber beim 
Bezirksschornsteinfeger. Seite 3

Kampf gegen Einbrecher
Die Einbrüche sind in den vergan-
genen Jahren stark gestiegen. Mit 
einem Internet-Portal möchte die 
Polizei gegensteuern. Seite 10

Auskunfteien 
hinterfragen
Auskunfteien wie die 
Schufa haben eine 
enorme Bedeutung 
bei Kreditvergaben. 

Ihre Daten stimmen aber nicht immer 
und dann wird es für den Verbraucher 
schwierig. Es lohnt sich die Angaben 
zu hinterfragen.  Seite 4

Ein gut gedämmtes Haus 
spart über die Jahre jede 
Menge Energie ein. Den-
noch zögern viele Mieter 
und Eigentümer aufgrund 
der nötigen Anfangsinvesti-
tion. Einige Nachrüstungen 
sind auch gesetzlich vor-
geschrieben. Für eine Viel-
zahl an Dämmmaßnahmen 
stellt die Bundesregierung 
daher Fördermittel bereit. 

Steigende Energiepreise, 
der Wunsch nach mehr 
Wohnqualität und Um-
weltschutz lassen immer 
mehr Menschen über eine 
energetische Sanierung ih-
res Gebäudes nachdenken. 
Um Mieter, Eigentümer und 
Kaufinteressenten einer Be-
standsimmobilie bei einer 
Investitionsentscheidung 
zu unterstützen, stellt die 
Bundesregierung mit dem 
Programm Energieeffizient 
Sanieren der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) 
Fördermittel bereit. Von 
2012 bis 2014 sind dafür 
jährlich 1,5 Milliarden Euro 
aus dem Energie- und Kli-
mafonds (EKF) vorgesehen.
Je effizienter die Sanierung, 
desto höher die Förderung.
Gefördert werden aus-

schließlich Wohnimmobi-
lien, deren Bauantrag bis 
1995 gestellt wurde. För-
dermittel werden als zins-
verbilligte Darlehen (KfW-
Programme 151 und 152), 
evtl. in Kombination mit 
einem Tilgungszuschuss, 
oder als direkter Zuschuss 
(KfW-Programm 430) aus-
gegeben. Eine Finanzie-
rung von bis zu 100 Pro-
zent (max. 75.000 Euro pro 
Wohneinheit) der Investiti-
onskosten ist möglich, muss 
aber unbedingt vor Baube-
ginn bzw. vor dem Kauf be-
antragt werden! Seit 2009 
werden auch energetische 
Einzelmaßnahmen, wie 
beispielsweise eine Dach-
dämmung, gefördert.
Um alle möglichen Ein-
sparpotenziale optimal 
auszuschöpfen, sollte man 
unbedingt die Unterstüt-
zung eines Energieberaters 
in Anspruch nehmen – und 
zwar sowohl vor als auch 
während der Durchfüh-
rung der Maßnahme. Auch 
dafür können Zuschüsse 
(KfW-Programm 431) in 
Anspruch genommen wer-
den (50 Prozent der Kosten, 
bis max. 4.000 Euro). Wer 
sein Haus dämmt, muss die 

Anforderungen der Energie-
einsparverordnung beach-
ten. Auch gibt es bestimm-

te Dämmvorschriften, die 
jeder Eigentümer einhalten 
muss.

Fortsetzung Seite 2

Richtig dämmen spart Geld. Foto: Viktor Mildenberger / pixelio.de



Liebe L erinnen und L er,
die kalte Jahreszeit steht wieder vor 
der Tür und damit der Beginn der 
Heizperiode. Passend zur Jahreszeit 
steigen einmal mehr die Energieprei-
se. Die Anhebung der EEG-Umlage 
um 47% zur Finanzierung der Ener-
giewende trägt (auch) dazu bei.
Hat Ihnen Ihr Gas- oder Stromversor-
ger auch schon eine Preiserhöhung 
mitgeteilt?  Dann ist jetzt die richtige 
Zeit, wieder einmal über den Wech-
sel des Energieversorgers nachzu-
denken. Ein Wechsel bringt oft eine 
lohnende Ersparnis mit sich und zu-
dem entsteht mehr Wettbewerb im 
Energiemarkt.   
Natürlich sollte man auch mal einen 
Blick auf die Stromverbraucher in 
der Wohnung werfen. „Uralt“-Kühl-
schränke, vereiste Tiefkühlgeräte, 
Standby-Schaltungen an Fernseher, 
Computer und Hifi-Anlage können 
sich als wahre Stromfresser entpup-
pen  
Auch mögliche Energieverbrauchs-
senkungen durch die energetische 
Verbesserung der eigenen vier Wän-
de sollten wir immer wieder in den 
Blick nehmen. In dieser Ausgabe 

haben wir uns diesem Thema beson-
ders gewidmet. Sie finden im „Fami-
lienheim“ außerdem ein Verzeichnis 
unserer Architekten, die Ihnen eben-
falls wertvolle Ratschläge geben 
können. Natürlich können Sie auch 
uns anrufen. Wir informieren über 
Fördermöglichkeiten, Zuschüsse und 
Hilfestellungen.  

Der 26.Oktober war ein guter Tag 
für viele Hausbesitzer. Die Entschei-
dung aus Düsseldorf, außerhalb von 
Wasserschutzgebieten auf landes-
rechtliche Vorschriften zur Dicht-
heitsprüfung  zu verzichten ist sehr 
erfreulich. Damit wird eine beispiel-
lose Vernichtung von Bürgervermö-
gen verhindert.
Bis Ende September konnten wir be-
reits 859 neue Familien in unserem 
Verband begrüßen. Dieser Zuwachs 
zeigt uns, dass Familien einen starken 
Partner wünschen, der die Interessen 
der Hausbesitzer wahrnimmt. Immer 
neue Reglementierungen, Vorschrif-
ten, Prüfungen und „Zwangsbeglü-
ckungen“ durch die Politik geben 
den Hausbesitzern ständig neuen 

Anlass zur Sorge. 

Den neuen Mitgliedern sage ich ein 
herzliches Willkommen in unserem 
Interessenverband.    

Allen  Mitgliedern wünsche ich ein 
gesegnetes Weihnachtsfest und einen 
guten und gesunden Start in´ s  Jahr 
2013. Vielen Dank für Ihre Treue. 

Ihr 
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Bußgelder drohen dem Eigentümer

Immobilienerwerb seit Februar 2002
Immobilien, die nach dem 1. Februar 
2002 erworben wurden, müssen die 
Anforderungen der Energieeinsparver-
ordnung erfüllen. 
Die Verpflichtung umfasst den Aus-
tausch von Gas- und Öl-Heizkesseln, 
die vor 1978 installiert wurden, die 
Dämmung der obersten Geschossde-
cke, wenn der Raum darüber begeh-
bar ist sowie die Dämmung von offen 
liegenden Heizungsrohrleitungen im 
ungeheizten Keller. Für die Umset-
zung der Maßnahmen hat der neue 
Eigentümer bis zu zwei Jahre nach Er-
werb der Immobilie Zeit.

Immobilienerwerb vor Februar 2002
Wer schon vor Februar 2002 in sei-
nem Einfamilienhaus gewohnt hat, ist 

grundsätzlich nicht zur energetischen 
Sanierung verpflichtet. Möchte man 
dennoch sanieren, sind bestimmte 
Auflagen zu erfüllen, wenn es sich um 
mehr als zehn Prozent der Bauteilflä-
che handelt.  Wer beispielsweise nur 
seine nördliche Wand dämmen will, 
muss nur für diese neu gedämmte 
Außenwand die EnEV-Anforderungen 
erfüllen. 

Bei einer kompletten Fassadendäm-
mung hingegen muss man z. B. für 
einen bestimmten Wärmedämmwert 
(U-Wert) sorgen: bei der Außenwand- 
und Dachdämmungen mindestens 
0,24 Watt je Quadratmeter und Kelvin 
(W/(m² K), bei Fenstern 1,3 W/(m² K). 
Energieberater oder Fachleute können 
Sie hierzu beraten.

4/2012

Fehlerteufel hat 
zugeschlagen
In der vorigen Ausgabe haben wir ver-
sehentlich berichtet, dass Josef Holt-
hausen mit seiner Frau Käthe das Fest 
der Goldenen Hochzeit gefeiert habe. 
Tatsächlich hat das Jubelpaar glück-
lich die Eiserne Hochzeit gefeiert. 
Damit feierte das Paar das seltene Fest 
des 65-jährigen Ehejubiläums. Dafür 
noch einmal die herzlichsten Glück-
wünsche der Redaktion.

Fortsetzung von Seite 1
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Ab 2013 bestimmen Hausbesitzer 
selbst, wer ihnen aufs Dach steigt. 
Schornsteinfeger als König in seinem 
Reich gibt es dann nicht mehr. Aber 
ein wenig „Königreich“ verbleibt 
ihm.

Der bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfeger führt weiter die staatlichen 
Aufgaben durch. Diese beschränken 

sich aber auf die Führung des Kehrbu-
ches, die Feuerstättenschau, die Über-
prüfung fester Brennstoffe nach der 1. 
Bundesimmissionsschutzverordnung 
(1. BImSchV), die Einhaltung der An-
forderungen der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) an Heizungsanlagen 
und die baurechtliche Prüfung von 
neu installierten Feuerungsanlagen 
nach dem jeweiligen Landesrecht. 

Bis auf die baurechtlichen Prüfungen 
werden alle diese Aufgaben im Rah-
men der Feuerstättenschau durchge-
führt.

Diese hoheitlichen Aufgaben fallen 
alle dreieinhalb bis fünf Jahre an. 
Dann begutachtet er die Anlage vom 
Brennraum bis zur Schornsteinkrone. 
Da hat der Hausbesitzer keine Wahl.

Schornsteinfegermonopol endet am 31.12.2012

Früher war‘s schlechter. Die jähr-
lichen Rechnungen für Strom und 
Gas erschienen den Kunden zumeist 
unergründlich. Das hat sich zum Bes-
seren gewendet, erklärt die Verbrau-
cherzentrale.

Inzwischen schreibt das Gesetz den 
Versorgern vor, was sie alles zu er-
wähnen haben. Und die Verbraucher 
können sich bei Problemen mit ihrem 
Versorger an eine Schlichtungsstelle 
wenden. Die Rechnungen der Ener-
gieversorger müssen nach dem Ener-
giewirtschaftgesetz (EnWG) Angaben 
zu folgenden Punkten enthalten:
> Preis, Abrechnungszeitraum, An-

fangs- und Endzählerstand, Able-
seart und gezahlte Abschläge,

> Namen, Anschrift und E-Mail-
Adresse des Energieversorgers,

    Vertragsdauer, geltende Preise, 
nächstmöglichen Kündigungster-
min und Kündigungsfrist,

> Nummer der Lieferstelle (Zähl-
punktbezeichnung) und Code-
nummer des Netzbetreibers,

> Vorjahresverbrauch und Ver-
brauch der Vergleichskunden-
gruppe,

> die Anteile der einzelnen Ener-
gieträger, deren Kohlendioxid-
emissionen und radioaktiver Ab-

fall,
> Konzessionsabgabe, Netzentgelt, 

eventuelle Entgelte für Messstel-
lenbetrieb und Messung,

> Hinweis auf die Möglichkeit 
eines Schlichtungsverfahrens, 
Anschrift der Schlichtungsstelle 
sowie Kontaktdaten der Bundes-
netzagentur als Aufsichtsbehör-
de.

Der Preis
Der Preis setzt sich meist aus einem 
festen Grundpreis und einem ver-
brauchsabhängigen Arbeitspreis zu-
sammen. Manche Verträge sehen 
auch tageszeitabhängige Preise vor.

Der Verbrauch
Der Versorger muss angeben, wie er 
den Verbrauch ermittelt hat - per Able-
sung oder Schätzung. Für eine genaue 
Abrechnung ist es ratsam, die Zähler-
stände zum Abrechnungsstichtag, bei 
Ein- oder Auszug, bei Preiserhöhun-
gen und bei einem Anbieterwechsel 
abzulesen und dem Energieversorger 
mitzuteilen – bei Ein- oder Auszug zu-
sätzlich auch dem Netzbetreiber. Wo 
bereits ein intelligenter Zähler Smart 
Meter installiert ist, entfällt die Able-
sung vor Ort. In diesem Fall ist der 
Energieversorger verpflichtet, unent-
geltlich eine monatliche Information 
über den Verbrauch zur Verfügung zu 
stellen.

Die Abrechnungsperiode
Sie darf 12 Monate nicht wesentlich 
überschreiten. Kunden können (mög-
licherweise kostenpflichtig) eine kür-
zere, d. h. monatliche, vierteljährliche 
oder halbjährliche Abrechnungsperio-
de verlangen.

Die Rechnungstellung
Das EnWG schreibt vor, dass die 
Rechnung spätestens sechs Wochen 
nach Beendigung der Abrechnungs-
periode oder des Lieferverhältnisses 
erstellt werden muss. 
Wer keine Rechnung erhält, sollte 
nachfragen, um keine böse Überra-
schung zu erleben. Denn trotz fehlen-
der Rechnung verjährt die Forderung 
nicht.

Vorauszahlungen und / oder Ab-
schläge
Beide sind nach dem Verbrauch des 
vorhergehenden Abrechnungszeit-
raumes und dem vereinbarten Preis 
zu berechnen - notfalls auch nach 
dem durchschnittlichen Verbrauch 
vergleichbarer Verbraucher. Einen 
geringeren Verbrauch, den der Kun-
de nachvollziehbar begründet - zum 
Beispiel wenn sich der Haushalt ver-
kleinert hat oder eine neue, effizien-
tere Heizungsanlage eingebaut wur-
de - muss der Versorger angemessen 
berücksichtigen. Abschlagszahlungen 
können nur angepasst werden bei be-
reits angekündigten und zulässigen 
Preiserhöhungen sowie nur im Um-
fang der Preiserhöhung und auch nur 
für die Zukunft.

Beschwerden
Auf Beschwerden muss der Energie-
versorger innerhalb von 4 Wochen 
mit einer Begründung antworten. 
Danach kann die im EnWG vorgese-
hene Schlichtungsstelle eingeschaltet 
werden. 
Deren Entscheidung ist für den Kun-
den kostenfrei – allerdings auch un-
verbindlich. Der Energieversorger 
muss ihr nicht folgen.

Energieversorger: Transparente Rechnungen
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Auskunfteien unbedingt hinterfragen
Die Schutzgemeinschaft für allgemei-
ne Kreditsicherung, abgekürzt „Schu-
fa“ ist wohl die bekannteste Auskun-
tei. Daneben gibt es noch andere wie 
z. B. Bürgel, CEG Creditreform usw.

Diese Unternehmen wissen oft mehr 
über Menschen als ihre nächsten Ver-
wandten. Fehlerlos sind sie aber nicht 
und können dadurch Existenzen in 
hohem Maße gefährden.
Die Schufaeinträge sind umfassend 
und beinhalten alle Konten, laufende 
und längst ausgezahlte Kredite, Mobil-
funkverträge, Kreditkarten und weitere 
oft unverständliche Eintragungen, die 
Rätsel aufgeben. Besonders Käufe im 
Internet werden mit Rückfragung bei 
der „Schufa“ abgewickelt. Da kommt 
dann schon einiges zustande. Oft wer-
den diese Daten aber nicht eindeutig 
zugeordnet. So kann es schon mal 
vorkommen, dass Ratenkäufe auftau-
chen, trotzdem nie ein Ratenkaufver-
trag durchgeführt wurde. Das hat mit 
missverständlichen Formulierungen 
in manchen Kaufverträgen zu tun.
Auch bei Kerndaten wird geschlampt. 
So kann eine Voranschrift enthalten 
sein, die nie bestand. Das kann durch 
Namensgleichheit oder Verwandten-
beziehungen geschehen.
Das alles fließt in einen „Score-Wert“ 
ein, eine Punktebewertung über die 
Kreditwürdigkeit. Wer in einer noblen 
Wohngegend wohnt, bekommt leich-
ter einen Kredit, als in einem Wohn-
gebiet mit minderem Ruf. Seit 2010 
darf die Bewertung des Wohngebie-
tes nicht mehr in den „Scoringwert“ 
einfließen. Frauen haben gegenüber 
Männern einen Vorteil, sie gelten 
als seriöser. Jung und Mann ist die 
schlechteste Kombination. Das Zu-
standekommen des „Scoringwertes“ 
ist aber ein gut gehütetes Geheimnis. 
Da weiß man nie, was darin alles 
eingeflossen ist. Wenn dieser Wert 
nicht stimmt, kann das Darlehn teuer 
werden. Das trifft besonders bei Dis-
pokrediten zu. Negative Einträge bei 
Auskunfteien können ab 01.07.2012 
leichter getilgt werden. So können Be-
troffene z. B. neu gemeldete Einträge 
über eine nicht bezahlte Rechnung bis 
2.000 Euro (bislang 1.000 Euro) sofort 
löschen lassen, wenn sie vom Gläu-
biger innerhalb von sechs Wochen 
(bislang vier Wochen) als beglichen 

gemeldet wird. Die Forderung muss 
erstmals gemeldet, offen, ausreichend 
gemahnt, unbestritten und nicht titu-
liert sein. Sind diese Bedingungen er-
füllt, wird das negative Merkmal um-
gehend gelöscht.
Neben Banken fragen inzwischen vie-
le andere Unternehmen Daten ab. Da 
sind Geschäfte, die über Kreditkarten 
bezahlt werden ebenso betroffen, wie 
teure Anschaffungen im privaten Be-
reich, besonders bei Käufen im Inter-
net.
Der Verbraucher muss dem Daten-
handel zwar zustimmen, allerdings 
nur bei Vertragsabschluss im Klein-
gedruckten. Wann und wie oft dann 
vom Vertragspartner angefragt wird, 
erfährt er nicht.
Unter Deutschlands Datenschützern 
gilt es als offenes Geheimnis, dass die 
Daten der Auskunfteien inzwischen 
längst nicht mehr nur zur Absiche-
rung von Verträgen abgefragt wer-
den. Zunehmend stehen ganz andere 

Zwecke im Vordergrund. Es werden 
Anfragen von Versicherungen vor der 
Schadensregulierung gestellt, um evtl. 
Betrugsfälle herauszufiltern. Auch In-
kassounternehmen nutzen die Daten, 
um einzuschätzen, ob es sich lohnt, 
bei diesem Verbraucher Geld einzu-
treiben.

Seit 1. April 2010 verbietet das Bun-
desdatenschutzgesetz, die Kreditwür-
digkeit von Verbrauchern herabzustu-
fen, wenn sie ihre Daten hinterfragen. 
Verbraucher können einmal jährlich 
kostenlos Auskunft verlangen, welche 
Daten bei den Auskunfteien über sie 
gespeichert sind. Die Schufa hält hier-
zu auf ihrer Internetseite www.schufa.
de ein Bestellformular zur Anforde-
rung per Post vor. Nutzen Sie Ihren 
kostenlosen Auskunftsanspruch und 
prüfen Sie die vorhandenen Daten. 
Bei Fehlern können Sie sich an die 
Auskunftei wenden und eine Korrek-
tur verlangen.

Auskunfteien wie die „Schufa“ sammeln zahlreiche Daten von Kreditnehmern. 
Schleichen sich hier Fehler ein, dann kann dies für den Einzelnen unangeneh-
me Folgen haben. Foto:© Dan Race - Fotolia.com
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Kurz notiert
 
Neue Rundfunkgebühr
Ab 31.12.2012 entfällt die alte GEZ-
Gebühr. Die Neuregelung zum 
01.01.2013 kennt nur noch eine Ge-
bühr für jeden Haushalt in Höhe von 
17,89 Euro monatlich, auch wenn we-
der Radio noch Fernseher oder sonsti-
ge Mediengeräte vorhanden sind.
Wohn- und Lebensgemeinschaften, in 
denen bisher mehrere Mitglieder zah-
len mussten, kommen jetzt günstiger 
weg. Bislang galt: Bezahlte in einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
ein Partner für den Fernseher die 17,98 
Euro und der andere etwa für das Ra-
dio in seinem Auto 5,99 Euro, so sind 
es künftig nur noch insgesamt 17,98 
Euro pro Monat.
Auch Selbstständige, die zuhause ar-
beiten, kommen besser weg. Ab Januar 
ist das Gerät inbegriffen. Für Geschäfts-
wagen sind allerdings 5,99 Euro extra 
zu zahlen. Ein Auto gilt schon dann als 
beruflich genutzt, wenn damit gele-
gentlich Kunden besucht werden.
Für Besitzer von Zweitwohnungen 
wird es ab Januar teurer. Für den zwei-
ten Haushalt fällt eine volle zweite 
Gebühr in Höhe von 17,98 Euro an. 
Bislang mussten sie für die Zweitwoh-
nung nur zahlen, wenn darin emp-
fangsbereite Medien wie Radio oder 
Fernsehen standen.

Grunderwerbsteuer zurückfordern
Eigentümer, die zuerst ein Grundstück 
gekauft und dann darauf ein Haus ge-
baut haben und für beides Grunder-
werbsteuer entrichten sollen, sollten 
dieser Auffassung des Finanzamtes 
widersprechen. Die Steuer darf das 
Finanzamt möglicherweise nur für 
den Kauf des Grundstücks berechnen, 
nicht aber für den Bau des Hauses. So 
sieht es das Niedersächsische Finanz-
gericht und argumentiert, dass für den 
Bau des Hauses Umsatzsteuer anfällt 
und die Finanzämter keine weitere 
Steuer erheben dürfen. Der Fall liegt 
jetzt beim Bundesfinanzhof (Az. II R 
7/12). Die Grunderwerbsteuer beträgt 
je nach Bundesland 3,5 bis 5 Prozent 
des Kaufpreises. Gegen den Steuer-
bescheid sollten Betroffene Einspruch 
einlegen. Beantragen Sie das „Ruhen 
des Verfahrens“ und verweisen Sie auf 
das Gerichtsverfahren.

Schimmelpilze in Wohngebäuden tre-
ten immer häufiger auf. In der Woh-
nung schadet er nicht nur der Gesund-
heit und der Bausubstanz, sondern 
führt oft auch zu einem handfesten 
Streit zwischen Mieter und Vermieter.
Bereits 2003 wiesen bei einer reprä-
sentativen Studie von 5.530 unter-
suchten Wohnungen etwa 22 Prozent 
sichtbare Feuchteschäden auf, davon 
etwa die Hälfte mit Schimmelbefall.
Normalerweise wird das Immunsys-
tem spielend mit den Sporen und 
Stoffwechselprodukten von Schimmel-
pilzen fertig. Trotzdem können unter 
bestimmten Umständen gesundheitli-
che Beschwerden auftreten, die meist 
über die Atemwege und Schleimhäute 
beim Menschen ausgelöst werden. 
Dabei kann es auch zu allergischen 
Reaktionen kommen.

Schimmel ist ungesund
Doch der Pilzbefall lässt sich durch-
aus vermeiden. Um ein gesundes 
Raumklima zu schaffen, müssen Woh-
nungen ausreichend mit frischer Luft 
versorgt werden. Aber auch feuchte, 
verbrauchte Luft und Küchengerüche 
sollten durch regelmäßiges Lüften 
oder über eine Lüftungsanlage nach 

außen transportiert werden.
Das ideale Raumklima - für den Men-
schen wie für die Bausubstanz - liegt 
zwischen 40 und 60 Prozent relati-
ver Feuchtigkeit bei zirka 20 Grad. 
Sinkt die Luftfeuchtigkeit unter 30 
Prozent ab, kann die trockene Luft 
die Schleimhäute reizen. Ist sie regel-
mäßig höher, so kann sich Schimmel-
pilz bilden. Allerdings gibt es keine 
genauen Grenzwerte: So bereiten in 
einem gut gedämmten Haus kurzzei-
tig 70 Prozent relative Luftfeuchtigkeit 
vielleicht keine Probleme, während 
bei schlechter Gebäudedämmung an 
kalten Tagen schon 50 Prozent zu viel 
sein können. 
In Räumen mit zwei Außenwänden 
sowie in Küche und Bad sollte die 
relative Luftfeuchte unter der 50-Pro-
zent-Marke bleiben. Im Frühjahr und 
Herbst ist auch etwas mehr erlaubt.
Häufig kann nur schwer festgestellt 
werden, wer bzw. was den Schim-
mel verursacht hat: eine mangelhafte 
Baukonstruktion oder die Nutzung 
der Wohnung. Da meistens mehrere 
Faktoren eine Rolle spielen, ist eine 
Auseinandersetzung darüber zwi-
schen Mietparteien und Vermieter oft 
vorprogrammiert.

Schimmelpilze: Starke gesundheitliche
Folgeschäden für die Bewohner

Schimmelpilze greifen nicht nur die Gesundheit der Bewohner an, sondern 
schädigen auch nachhaltig die Bausubstanz. Foto: GabiB.  / pixelio.de



6
4/2012

Der Aufwand für Auswahl und Kauf 
von LED- und Energiesparlampen ist 
größer als bei einer Glühbirne. Da-
für halten die Sparlampen länger und 
verbrauchen deutlich weniger Strom. 
Deswegen rechnet sich auch der Aus-
tausch funktionierender Glühbirnen. 
Wir zeigen Ihnen, wie Sie das passen-
de Modell finden.

Am besten verschaffen Sie sich zu-
nächst einen Überblick in Ihrem Haus 
oder Ihrer Wohnung – und beantwor-
ten die fünf wichtigsten Fragen. Denn 
fast jeder Raum und jede Lampe hat 
eine andere Funktion, die bei der Aus-
wahl zu beachten ist. Unsere Infogra-
fik zeigt, welche unterschiedlichen 
Anforderungen es gibt.

1. Welche Fassung und Größe hat 
meine Lampe?
Die gängigsten Sockel sind die 
Schraubsockel E27 und die dünneren 
E14, beide mit Gewinde. Beachtens-
wert sind auch die Größe und die 
Form (klassisch, Kerze oder Trop-
fen). Bei Spot-Strahlern sind es meist 
GU10-Stecksockel und GU5.3-Stiftso-
ckel. Die Stecksockel haben zwei run-
de Füßchen, die Stiftsockel zwei dün-
ne, spitze Stifte. Bei Spot-Strahlern ist 
auch der Abstrahlwinkel zu beachten. 
Bei 12 Volt-Strahlern sollten Sie prü-
fen, ob der Trafo überhaupt für Spar-
lampen geeignet ist. Wichtig ist dabei 
der Leistungsbereich: Wenn Sie alle 
Watt-Zahlen der Lampen addieren, 
muss die Mindestleistung erreicht 
sein. Ist das nicht der Fall, ersetzen Sie 
einfach einen Teil der Strahler durch 
LED-Spots.

2. Wie viel Watt bzw. Lumen müssen 
es sein?
Sparlampen erreichen mit weniger 
Watt mehr Helligkeit als Glühbirnen, 
LED-Lampen benötigen noch weniger 
Watt als Energiesparlampen. Deswe-
gen sind Lumen (lm) statt Watt (W) zu 
vergleichen.

> 25 Watt einer Glühbirne entspre-
chen etwa 180 bis 200 Lumen,

> 40 Watt 350 bis 400 Lumen,
> 60 Watt 590 bis 700 Lumen,
> 75 Watt 800 bis 900 Lumen und

> 100 Watt 1.140-1.400 Lumen.

3. Soll das Licht gemütlich oder ta-
geslicht-ähnlich sein?
Bei Energiesparlampen der ersten 
Generation beschwerten sich vie-
le Verbraucher über „kaltes” oder 
„blaues” Licht. Aktuelle Modelle er-
reichen dagegen – genau wie LED 
– bei der Lichtfarbe gleiche Werte 
wie die Glühlampe. Angegeben wird 
die Lichtfarbe in Kelvin (K): von extra 
warmweiß (2.500) bis tageslicht-weiß 
(6.500). Je höher die Zahl, desto grö-
ßer ist der wach machende Blauanteil 
und desto natürlicher die Farbwieder-
gabe. Zum Vergleich: Glühlampen 
erreichen 2.900 Kelvin.

4. Welche Lampe eignet sich für wel-
ches Zimmer?
Das richtet sich nach der gewünsch-
ten Atmosphäre und der Funktion des 
Zimmers beziehungsweise der Lam-
pe.

> Wohn- und Kinderzimmer: warm-
weißes Licht – 2.500-3.000 K

> Arbeitsplatz: tageslicht-weiß – 
6.000-6.500 K

> WC/Bad, Treppenhaus und Kü-
che: 2.500-4.000 K

Sollen Fotos oder Gemälde oder ein 
besonderes Möbelstück in Szene ge-
setzt werden, ist außerdem die Farb-
wiedergabe wichtig. Der Ra-Wert 

Verbrauchertipp: So kaufen Sie die richtige Sparlampe
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sollte dann bei 90 statt 80 liegen. 
Auf vielen Verpackungen sind beide 
Werte nur durch die Farbkennzahl 
erkennbar. Ein Beispiel: Bei der Farb-
kennzahl 927 steht die 9 für die Farb-
wiedergabe, also einen Ra-Wert von 
90, die 27 für 2.700 Kelvin.

5. Braucht meine Sparlampe irgend-
welche Extras?
Je nachdem, wo die Lampe zum Ein-
satz kommt, sind eventuell weitere 
Eigenschaften wichtig. Das erleichtert 
dann oft auch die schwierige Wahl 
zwischen LED- oder Energiesparlam-
pen.

> dimmbar: Nicht jede Sparlam-

pe kann gedimmt werden. Bei 
dimmbaren LED-Lampen funkti-
onieren zudem nicht alle Dim-
mer einwandfrei. Am besten in-
formieren Sie sich dazu auf der 
Internetseite des Herstellers. Eini-
ge LED-Lampen haben dagegen 
eine Dimmfunktion integriert. So 
kann an einem einfachen Schal-
ter die Helligkeit reduziert wer-
den.

> schaltfest: Wo das Licht häufig 
ein- und ausgeschaltet wird, soll-
ten besonders schaltfeste Model-
le zum Einsatz kommen. Das gilt 
beispielsweise für das Treppen-
haus und WC/Bad.

> schnell hell: Wird die volle 
Helligkeit sofort benötigt, sind 
schnell startende Sparlampen ge-
fragt. Sonst besteht zum Beispiel 
im Treppenhaus Stolpergefahr. 
Im Außenbereich sind dann LED-
Lampen die bessere Wahl, denn 
sie sind auch bei Kälte blitz-
schnell hell.

> bruchsicher: Wenn es für das 
Kinder- oder Spielzimmer Ener-
giesparlampen sein sollen, dann 
welche mit Splitterschutz. So mi-
nimieren Sie die Gefahr durch 
Scherben und Quecksilber.

Zum Schluss dann doch noch eine 
einfache Faustregel: Je länger die 
Lampe brennt, desto eher lohnt sich 
der Einsatz einer LED-Lampe. Durch 
den im Vergleich zur Energiesparlam-
pe noch niedrigeren Stromverbrauch 
und die längere Lebensdauer ist der 
höhere Kaufpreis für die LED-Lampe 
schnell ausgeglichen.

Verbrauchertipp: So kaufen Sie die richtige Sparlampe
Machen Sie sich vor dem Kauf einer 
Sparlampe genau bewusst, wo die 
lampe im Alltag zum Einsatz kommt.

Kurz notiert
 
Schutz vor Abzocke: Preisansage
bei Call-by-Call-Telefonaten
Anlässlich der jüngsten Rechnungen 
über 1,99 Euro pro Minute zur Call-
by-Call-Nummer 010040 fragen sich 
viele, inwiefern man vor Abzocke ge-
schützt ist. Wir erläutern die Rechtsla-
ge und stellen Musterbriefe bereit.
Trotz günstiger Flatrate-Angebote sind 
Telefonate über Call-by-Call-Vorwah-
len bei Sparfüchsen beliebt. Hierbei 
können Kunden, die einen Telefonan-
schluss bei der Telekom haben, von 
Anruf zu Anruf – also Call by Call – die 
Vorwahl eines anderen Netzanbieters 
nutzen, um preiswert zu telefonieren. 
Dubiose Geschäftspraktiken haben 
das Call-by-Call-Verfahren jedoch in 
Verruf gebracht: Einige Anbieter er-
höhten kurzfristig und klammheimlich 
die Preise – so z. B. geschehen im Zu-
sammenhang mit der Numer 010040, 
zu der zahlreiche Kunden unerwartet 
hohe Rechnungen mit einem Minuten-
preis von 1,99 Euro pro Minute erhiel-
ten.

Etikettenschwindel bei Lebensmittel
Wenn Käse aus Kuhmilch als Schafskä-
se verkauft wird, dann ist der Fall klar. 
Das ist Verbrauchertäuschung und ge-
setzeswidrig. Auch das Vanilleeis muss 
natürliche Vanille enthalten und nicht 
nur Aromen aus dem Labor. Dagegen 
darf Geflügelleberwurst auch Schwei-
nefleisch enthalten. Direktsaft kommt 
nicht direkt aus der Frucht in die Fla-
sche. Und regionale Herkunftszeichen 
sind keine Garantie dafür, dass die 
Rohstoffe auch tatsächlich aus der ge-
nannten Region stammen. Das Etikett 
auf dem Lebensmittel verwirrt häufig 
mehr, als das es informiert. Manche 
Produkte wecken Erwartungen, die der 
Inhalt nicht erfüllt, so die Verbraucher-
zentrale.

Call-by-Call-Nummern locken mit 
günstigen Tarifen. 
 Foto: Daniel Rennen  / pixelio.de
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Der Staat beteiligt sich an der
Altbausanierung

Hausbesitzer, die ihr Domizil energe-
tisch sanieren wollen, erhalten seit 1. 
Juli mehr Geld vom Staat. Die höhere 
Förderung gibt es für eine Gebäude-
energieberatung im Vorfeld einer Sa-
nierung. Bei Häusern mit bis zu zwei 
Wohneinheiten steigt der Zuschuss 
für eine Vor-Ort-Beratung von 300 auf 
400 Euro.
Ab drei Wohneinheiten sind es jetzt 
500 Euro anstatt bisher 360 Euro. 
Claudia Rist vom Landesprogramm 
Zukunft Altbau des Umweltministeri-
ums Baden-Württemberg begrüßt die 
Erhöhung der Fördersätze: „Die Ge-
bäudeenergieberatung wird mit den 
höheren Zuschüssen für Hausbesitzer 
jetzt deutlich attraktiver.“
Energieberater begutachten sanie-
rungsbedürftige Wohnhäuser vom 
Keller bis zum Dach und helfen bei 
der Sanierungsplanung. Neu ist auch,
dass das Programm ab sofort nicht nur 
von Privatpersonen, sondern auch von 
kleineren und mittleren Unternehmen 
als Eigentümer von Wohngebäuden
genutzt werden kann.
Von weiteren Verbesserungen des zu-
ständigen Bundesamtes für Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) profitieren die Haus-
besitzer ebenfalls: Die Dienstleistung 
des Energieberaters umfasst in Zukunft 
ein individuelles Sanierungskonzept 

hin zu einem Effizienzhaus und einen 
konkreten Maßnahmenfahrplan. „Eine 
festgelegte Reihenfolge mit aufeinan-
der abgestimmten Maßnahmen lohnt 
sich“, so Claudia Rist. „Wer genug 
Finanzmittel hat, kann die energeti-
sche Sanierung in einem Zug realisie-
ren. Mit weniger Geld sind aber vor-
erst auch nur die ersten Maßnahmen 
durchführbar, ohne dass es bei weite-
ren zu Komplikationen kommt.“ Die 
Neuerung soll unkoordinierte Einzel-
aktionen unterbinden helfen, die sich 
gegenseitig behindern.
Bei einer Vor-Ort-Energieberatung 
gibt es außerdem Zuschüsse über 50 
Euro für eine Stromeinsparberatung 
und 100 Euro für eine thermografi-
sche Untersuchung.
Die Bonusförderung von Luftdich-
tigkeitsprüfungen wurde gestrichen. 
Auskunft erhalten Hausbesitzer beim 
kostenfreien Beratungstelefon von 
Zukunft Altbau 08000 12 33 33 oder 
unter www.zukunftaltbau.de.
Ziel von Vor-Ort-Beratungen ist es, be-
stehende Wohnhäuser, die vor 1995
gebaut wurden, auf ein Effizienz-
hausniveau zu sanieren. Häuser mit 
diesem KfW-Label haben einen Ener-
giebedarf, der den von vergleichbaren 
Neubauten nicht übersteigt, zum gro-
ßen Teil sogar unterbietet.

Um einen Altbau energetisch auf den heutigen Stand zu bringen, bedarf es 
großer Anstrengung. Foto: © Miredi - Fotolia.com

Sauberkeit und Hygiene sind wichtig 
– allerdings sollten Sie diese Ergeb-
nisse nicht auf Kosten der Umwelt 
erzielen. Hygiene und Umweltschutz 
müssen kein Widerspruch sein: Wenn 
Sie die nachfolgenden Tipps beach-
ten, können Sie auf schonende Weise 
einwandfreie Reinigungsergebnisse 
erzielen.

Umweltschonende Mittel bevorzu-
gen
Für die Reinigung in Bad und Toilette 
sowie für die Entkalkung ist Haushalts-
essig bzw. ein Essigreiniger – außer 
bei Marmor, Kalksteinen und PVC – 
das Mittel der Wahl. Essig sollte nicht 
erwärmt werden, weil die Dämpfe 
die Schleimhaut reizen und einen 
unangenehmen Geruch haben. Emp-
fehlenswerter ist Zitronensäure. Sie 
entwickelt keine aggressiven Dämpfe 
und ist weniger aggressiv als Essig.
Für die Entfernung von grobem 
Schmutz ist der Einsatz eines natürli-
chen Scheuermittels (beispielsweise 
Schlämmkreide) angebracht. Ansons-
ten taugt für die meisten Reinigungs-
fälle ein milder oder pH-neutraler 
Allzweckreiniger. Flecken auf Textili-
en lassen sich oftmals mit natürlicher 
Gallseife ebenso gut entfernen wie 
mit einem chemischen Fleckenmittel.
Keimbildung vorbeugen

Keine Extradosis
Wenn einmal doch ein chemisches 
Reinigungsmittel zum Einsatz kommt, 
sollten Sie auf die Extradosis nach dem 
Motto „Viel hilft viel“ verzichten und 
die Dosierungsvorschriften beachten.

Umweltschonend
reinigen

ein Euro und Cent für eine Briefmarke 
oder ein Telefonat: Wer einen Preis 
gewinnt, muss anschließend nicht 
dafür draufzahlen. Werbung mit Ge-
winnversprechen ist irreführend und 
verboten, wenn Umworbene in ir-
gendeiner Form zur Kasse gebeten 
werden, um den Preis zu erhalten. 
Darauf weist die Verbraucherzentrale 
NRW hin.

Gewinnmitteilung
darf dem Gewinner
nichts kosten
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Vita
Nikolaus von Myra zählt zu den be-
kanntesten und beliebtesten Heiligen 
des Kirchenjahres. Die Gestalt des 
Heiligen Nikolaus ist durch ausge-
prägtes Brauchtum zu seinem Fest und 
zahlreiche Legenden geprägt. Histori-
sche Fakten zu seiner Person gibt es 
jedoch nur wenige: Sicher ist, dass er 
um 300 Bischof von Myra wurde.
Zur Zeit der Christenverfolgung unter 
Galerius geriet er in Gefangenschaft 
und wurde gefoltert. Gezeichnet von 
den Misshandlungen trat er auf dem 
Konzil von Nizäa 325 auf, wo er für 
die Wesensgleichheit der drei göttli-
chen Personen eintrat.
Er starb an einem 6. Dezember zwi-
schen 345 und 351. Die Darstellungs-
formen und Bräuche ergeben sich aus 
den Legenden, die vom Bischof von 
Myra erzählen: So wird von Nikolaus 
berichtet, dass er drei Töchtern eines 
verarmten Adligen geholfen habe, die 
sich ihre Mitgift für die Hochzeit als 
Dirnen verdienen mussten. So habe 
Nikolaus ihnen heimlich Beutel mit 
Geldstücken durchs Fenster geworfen, 
so dass sie ihr Tun beenden konnten.
Einer anderen Legende nach heißt es, 
dass der Heilige drei Offizieren, die 
unschuldig des Hochverrates ange-
klagt und in einen Turm gesperrt wor-
den waren, das Leben rettete. In einer 
Variante wird erzählt, Nikolaus habe 
einmal drei Schüler davor bewahrt, 
von einem verbrecherischen Gastwirt 
geschlachtet und eingepökelt zu wer-
den. Wahrscheinlich kam es zu dieser 
Variante, weil die Abbildungen von 
einem Turm mit einem Pökelfass ver-
wechselt wurden.
Es wird auch erzählt, dass er die Stadt 
Myra vor einer Hungersnot bewahrt 
hat. Viele weitere Legenden berichten 
von der Wohltätigkeit und Wunder-
macht des Bischofs.

Brauchtum
Am Vorabend des Nikolaustages be-
sucht der „Nikolaus“ als Mann mit 
weißem Bart die Kinder, um sie zu 
beschenken oder auch zu tadeln. 
Kinder stellen ihre Stiefel vor die Tür, 
die dann am nächsten Morgen mit 
Süßigkeiten gefüllt sind. Der Legende 
nach soll Nikolaus nach seinem Tod 
jedes Jahr zur Weihnachtszeit dick 

St. Nikolaus: ein ganz beliebter Heiliger

vermummt durch Myra gezogen sein, 
um vergoldete Äpfel und Nüsse vor 
die Hütten der Armen zu legen.

Namensbedeutung
Nikolaus bedeutet „Sieger im Volk“ 
(griech.).

Namensableitungen
Von „Nikolaus“ leiten sich folgenden 
Namen ab: Nick, Nicky, Niklaus, Ni-
klas, Niko, Nikolai, Klaus, Klas, Claes, 
Colin, Nils, Mikus, Mikolaj; Nicole, 
Nikola, Nicolette, Nikoletta

Darstellung
Nikolaus wird fast immer als älterer 
Bischof mit Bart dargestellt. Als At-
tribute sind ihm beigegeben: Anker 
oder Schiff, Turm oder Fass und drei 
Personen. Weitere Darstellungen zei-
gen ihn, während er drei Mädchen 

Geldbeutel reicht, manchmal auch 
drei Kugeln, Brote, Goldstücke oder 
Äpfel.

Patron
Nikolaus ist Patron von Russland und 
Lothringen, der Ministrant/innnen, der 
Kinder, der Jungfrauen, der Pilgernden 
und Reisenden, der Rechtsanwälte, 
Notare, Kaufleute, Apotheker, Wirte, 
Weinhändler, Schiffer, Fischer, Matro-
sen, Flößer, Müller, Bäcker, Korn- und 
Samenhändler, Metzger, Bierbrauer, 
Weber, Spitzen- und Tuchhändler, 
Steinmetze, Steinbrucharbeiter, Fass-
binder, Knopfmacher, Kerzenzieher, 
der Feuerwehr, der Gefangenen, für 
eine glückliche Heirat, gegen Was-
sergefahren und Seenot, zur Wieder-
erlangung gestohlener Gegenstände, 
gegen Diebe 
 Text: kirchensite.de

Bei zahlreichen Nikolausveranstaltungen wird an das Wirken des Bischofs von 
Myra erinnert. Foto: Michael Bönte / kirchensite.de
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Nach jahrelangem Rückgang steigt 
die Zahl der Wohnungseinbrüche 
wieder an.  Die durch Einbrüche ver-
ursachten Schäden betragen jährlich 
rund 600 Millionen Euro. Daher ist 
das Thema Einbruchschutz in diesem 
und im nächsten Jahr ein besonderer 
Schwerpunkt in der Arbeit der Poli-
zeilichen Kriminalprävention. Zu-
sammen mit Kooperationspartnern 
aus der Versicherungswirtschaft, den 
Industrieverbänden und Errichterfir-
men startet die Polizei jetzt die bun-
desweite Öffentlichkeitskampagne 
K-EINBRUCH. 

Ein Einbruch kann das Sicherheitsge-
fühl und Wohlbefinden der Betroffe-
nen nachhaltig beeinträchtigen: Nicht 
nur der materielle Schaden, sondern 
häufig auch dauerhafte psychische 
Belastungen sind die Folgen für die 
Opfer. Denn die Täter dringen in 
die Privatsphäre ein, wühlen in den 
persönlichsten Sachen und stehlen 
womöglich Gegenstände, an denen 
Lebenserinnerungen hängen. Der 
Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, Dr. Ole 
Schröder erklärt hierzu: „Bei der Be-
kämpfung der Einbruchskriminalität 
sind viele Akteure gefragt: In erster 
Linie die Polizeien der Länder, in de-
ren Verantwortung die Kriminalitäts-
bekämpfung grundsätzlich steht. Ich 
begrüße daher, dass einige Länder 
die Bekämpfung von Einbruchdieb-
stählen zu einem Schwerpunkt ihrer 
Arbeit machen. 
Auch der Bund wird seinen Beitrag 
leisten – etwa durch die erstmalige 
Erstellung eines umfassenden Lage-
bildes, das die Grundlage für etwaige 
bundesweite Bekämpfungsstrategien 
bilden kann. Ein wichtiger Baustein 
beim Kampf gegen Wohnungsein-
bruch ist zudem eine sinnvolle Prä-
vention durch die Bürgerinnen und 
Bürger, etwa durch verbesserten Ein-
bruchschutz oder Wachsamkeit in der 
Nachbarschaft.“ 
Wenngleich die Polizei bundesweit 
bereits umfangreiche Ermittlungs- 
und Fahndungsmaßnahmen trifft und 
zahlreiche Medien wie beispielswei-
se Broschüren zu Einbruchschutz he-
rausgibt, zeigen die gestiegenen Zah-
len, dass zusätzlich noch ein anderer 

Weg gegangen werden muss, damit 
die Informationen besser bei der Be-
völkerung ankommen. „Wir haben 
uns deshalb für eine bundesweite 
Öffentlichkeitskampagne mit großer 
Reichweite entschieden, die von vie-
len Partnern aus der Wirtschaft mitge-
tragen wird“, so Uwe Schünemann, 
stellvertretender Vorsitzender der 
Innenministerkonferenz und Innen-
minister von Niedersachsen. „Denn 
gerade durch die Teilnahme vieler 
Partner mit möglichst vielen Aktivitä-
ten und Veröffentlichungen werden 
die Kampagneninhalte multipliziert 
und so optimal bekannt gemacht.“
Als Stichtag für den Beginn der Initi-
ative haben die Partner den „Tag des 
Einbruchschutzes“ ins Leben gerufen. 
Unter dem Motto „Eine Stunde mehr 
für mehr Sicherheit“ findet dieser jähr-
lich am Tag der Zeitumstellung statt, 
wenn die mitteleuropäische Sommer-
zeit endet – also erstmals am 28. Ok-
tober 2012. Die dadurch gewonnene 
zusätzliche Stunde sollen die Bürger 
nutzen, sich über Einbruchschutz zu 

informieren und darüber nachzuden-
ken, die Sicherheitsempfehlungen in 
ihrem Alltag umzusetzen. Der Tag 
des Einbruchschutzes soll zu einer 
festen Größe im jährlichen Veranstal-
tungskalender – auch bei der Polizei 
– werden, damit das Thema immer 
wieder ins Gedächtnis gerufen wird. 
Deutschlandweit bieten viele Polizei-
dienststellen und Kooperationspartner 
Veranstaltungen rund um den Tag des 
Einbruchschutzes an, bei denen sich 
Bürgerinnen und Bürger zum Thema 
informieren können.
Kern der Kampagne ist der neue Inter-
netauftritt www.k-einbruch.de. Er bie-
tet produktneutrale Informationen der 
Polizei zum Einbruchschutz, ein „in-
teraktives Haus“ mit Tipps, wie man 
sein Zuhause sichert sowie einen um-
fangreichen Pressebereich und Verlin-
kungen auf die Kooperationspartner. 
Das Motiv der Initiative ist ein von 
Einbrechern heimgesuchtes Zimmer, 
bei dem die Terrassentür offensteht, 
mit dem aufgesprühten „Hinweis“ 
„Tür war gekippt!“. 

Neues Internetportal gegen Einbrecher

Mit dem Internetportal www.k-einbruch.de will die Polizei mehr Schutz bie-
ten. Foto: polizei-beratung.de
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Trauer um Prälat Paul Neumann
Der Geistliche Beirat der Katholi-
schen Familienheimbewegung  e. V. 
im Diözesanverband Essen, Prälat 
Paul Neumann, ist am 8. September 
2012 in Wattenscheid nach schwerer 
Krankheit im Alter von 78 Jahren ver-
storben.

Prälat Neumann war weit über dreißig 
Jahre als geistlicher Beirat in unseren 
Vorstandsgremien ein treuer Freund 
und Unterstützer unseres Verbandes, 
der unsere Ideen des familiengerech-
ten Wohnens unterstützte, wo immer 
er es konnte. Paul Neumann gehör-
te ebenso lange auch dem Vorstand 
unserer befreundeten Einrichtung  
Aufbauspardienst e. V. an.
Der Verstorbene wurde am 22. Febru-
ar 1934 in Mülheim geboren.  Bevor 

der gebürtige Mülheimer sich für das 
Theologiestudium und den Priester-
beruf entschied, machte er eine Aus-
bildung zum Elektromonteur. Er trat 
nach seiner Priesterweihe am 26. Juli 
1962 zunächst eine Kaplansstelle an 
St. Clemens, Oberhausen-Sterkrade, 
an. Bald nach seiner Priesterweihe 
wurde Paul Neumann Bischöflicher 
Kaplan und Geheimsekretär beim ers-
ten Bischof von Essen, Franz Hengs-
bach. Von 1978 bis 2006 wirkte er als 
Seelsorger und  Pfarrer in der Propstei-
gemeinde St. Gertrud von Brabant in 
seinem geliebten Wattenscheid. Für 
sein Wirken um „seine Wattenschei-
der“ wurde der Ehrenringträger der 
Stadt Bochum 2005 mit dem Bundes-
verdienstkreuz ausgezeichnet.
Sein priesterliches Wirken war bis zu 

Vorgestellt: Ehrenamtliche Mitarbeiter
Heute: Pfarrer Armin Kensbrock, 
Geistlicher Beirat im Gesamtverband 
der Katholischen Familienheimbewe-
gung e. V. 
 
Geboren: 05.07.1953 in Hasselfeld / 
Harz
Familienstand / Kinder: ledig / jede 
Menge, aber keine eigenen
Wohnort / Siedlergemeinschaft: in 
der Bach-, Hahnemann- und Nau-
mannstadt Köthen (Anhalt)
Beruf: Pfarrer, leidenschaftlich Pries-
ter
Lieblingsfarbe: rot, auch wenn ich 
viel und gerne schwarz trage
Lieblingsessen: Bratkartoffeln, ein 
echtes Verhältnis
Lieblingstier: Hund, als Jugendlicher 
hatte ich einen Neufundländer
Hobbies / Interessen: Ikonen, Ortho-
doxie, Liturgie; als Kind und Jugendli-
cher konnte ich gut malen und zeich-
ne, als Student hatte ich auch Ikonen 
„geschrieben“; „Tatort“ – darf mich 
niemand stören!

Als Kind wollte ich werden: Hatte 
keine Ahnung, eigentlich nichts, was 
aber nicht ging
Darin bin ich gut: im Zuhören, 
manchmal auch im Predigen, vor al-
lem im Weihrauchfaßschwingen
Gut finde ich: Weihrauch, davon 
kann ich nicht genug haben
Ich mag nicht: veralbert werden, auch 
wenn ich andere ganz gerne mal auf 
die „Schippe“ nehme
Mein Lieblingsbuch: C.S. Forester, 
Hornblower
Mein/e Held/in in der Geschichte: 

Petrus Canisius als Confessor und De-
fensor
Meine Lieblingsstelle in der Bibel: Mt 
16, 18: Du bist Petrus, und auf diesen 
Felsen werde ich meine Kirche bau-
en.
Eine Versuchung ist für mich: Scho-
koladenpudding, da kann ich echt 
schwach werden
Meine Lieblingsmusik, mein Lieb-
lingslied: Gregorianik, Mozart, Hän-
del, Bach, Pop; Lieblingslieder – vie-
le: vom Volkslied bis zum Schlager
Mein Lieblings(fußball)verein: habe 
ich nicht, sehe mir gelegentlich Spiele 
der Deutschen 
Nationalmannschaft an und fiebere 
schon mal mit
Ich bin in der Katholischen Familien-
heimbewegung ehrenamtlich tätig, 
weil ... sich gefunden und ein wenig 
überredet wurde und das Bistum Mag-
deburg vertreten darf 

Armin Kensbrock

4/2012

Durch die Mitgliedschaft in der Ka-
tholischen Familienheimbewegung 
e.V. besteht über den Rahmenvertrag 
zwischen der Katholischen Familien-
heimbewegung e.V.  und der Westfäli-
schen Provinzial Versicherungsschutz  
als Haus- und Grundbesitzer gegen 

seinem Tod geprägt von der Nähe zu 
den Menschen. Seine klare Sprache, 
sein unerschütterlicher Glaube und 
seine Begeisterungsfähigkeit haben 
uns sehr beeindruckt und werden uns 
unvergessen bleiben.

Wir trauern um einen großartigen Mit-
streiter und priesterlichen Freund.

Vorstand, Geschäftsführung und Re-
daktion

Wichtige Informationen
gesetzliche Haftpflichtansprüche pri-
vatrechtlichen Inhalts. 
Folgende Änderungen wurden vorge-
nommen: 
1.Selbstbeteiligung pro Schadenfall 
250,-- Euro ( bisher 0,-- Euro)
2.Versicherungssumme 6 Mio. Euro 

pauschal für Sach- und Personenschä-
den (bisher 3 Mio. Euro)
3.Bauherrenhaftpflichtversicherung 
bis 500.000 Euro Bausumme (bisher 
300.000 Euro)
Diese Änderungen gelten zum 
1.04.2013 für alle Mitglieder.  



DAS FAMILIENHEIM wird vom VKS-Katholische Familienheimbewegung e.V. (Geschäftsführer: Andreas Hesener), Neubrückenstraße 60, 48143 Münster, Telefon 
(0251) 4 90 18 11, Telefax (0251) 4 90 18 18, herausgegeben und erscheint einmal im Quartal. Der Bezugspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten. Redaktion: dialog-
press Münster, Ralf Thier-Hinse, Cheruskerring 19, 48147 Münster, Telefon (0251) 48 39-127. Druck: Westmünsterland Druck GmbH & Co. KG, van-Delden-Str. 8, 
48683 Ahaus, Telefon (02561) 697-30, Telefax (02561) 697-29. Nachdruck nur mit Genehmigung des Herausgebers oder der Redaktion.
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